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Inhalt: Bekanntmachung des Teptes des Geſetzes, enthaltend die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die 
Gebühren der Rechtsanwälte und der Gerichtsvollzieher, S. 261. — Bekanntmachung der nach 
dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten landesherrlichen 

Erlaſſe, Urkunden uſw., S. 268. 


(Nr. 11074.) Bekanntmachung des Textes des Geſetzes, enthaltend die landesgeſetzlichen 
Vorſchriften über die Gebühren der Rechtsanwälte und der Gerichtsvollzieher. 
Vom 6. September 1910. 

Auf Grund der dem Juſtizminiſter durch Artikel II des Geſetzes, betreffend 

Abänderung des Geſetzes, enthaltend die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die 

Gebühren der Rechtsanwälte und der Gerichtsvollzieher, vom 21. März 1910 

(Geſetzſamml. S. 15) erteilten Ermächtigung wird der jetzt gültige Text dieſes 

Geſetzes nachſtehend bekannt gemacht. : 

Berlin, den 6. September 1910. 


Der Juſtizminiſter. 
Beſeler. 


Geſetz, 
enthaltend 


die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Gebühren der Rechtsanwältt 
und der Gerichtsvollzieher, vom 21. März 1910. 


Erſter Abſchnitt. 
Gebühren der Rechtsanwälte. 


Artikel 1. 

Die Vergütung für die Berufstätigkeit der Rechtsanwälte beſtimmt ſich, 
ſoweit ſie nicht reichsgeſetzlich geregelt iſt, ausſchließlich nach den nachſtehenden 
Vorſchriften. 
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Ausgegeben zu Berlin den 19. September 1910. 
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Artikel 2, 
Die Deutſche Gebührenordnung für Rechtsanwälte findet entfprechende 
. auf die Berufstätigkeit des Rechtsanwalts: 
1. in den vor beſondere Gerichte gehörigen Rechtsſachen, auf welche die 
Zivilprozeßordnung oder die Strafprozeßordnung Anwendung findet; 
2. in den nach dem Geſetze, betreffend den Forſtdiebſtahl, vom 15. April 
1878 (Geſetzſamml. S. 222) zu behandelnden Straffachen; 
im Verwaltungsſtreitverfahren; 
im Verfahren vor dem Bundesamte für das Heimatweſen; 
. in dem Rechtsmittelverfahren, betreffend die Veranlagung von Staats⸗ 
ſteuern, 
6. im Verwaltungsſtrafverfahren i 
7. im Diſziplinarverfahren. 
Im Sinne der Gebührenordnung ſteht das Verwaltungsſtrafverfahren dem 
Vorverfahren, das Verfahren vor der entſcheidenden Diſziplinarbehörde dem 
Verfahren vor der Strafkammer gleich. 


N. 3) 


Artikel 3. 

Volle Gebühr im Sinne der nachſtehenden Vorſchriften iſt die im § 9 der 

Deutſchen Gebührenordnung beſtimmte Gebühr mit der Maßgabe, daß von 

10 000 bis 20 000 Mark die Wertklaſſen um je 2500 Mark und die Gebühren 
um je 4 Mark und von 20 000 Mark an die Gebühren um je 5 Mark und 
die Wertklaſſen bis 100 000 Mark um je 5000 Mark, bis 300 000 Mark um 
je 10 000 Mark, bis 1 Million Mark um je 25 000 Mark und darüber hinaus 
um je 50 000 Mark ſteigen. 

Artikel 4. 

Für die Vertretung eines Beteiligten im Verfahren der Zwangsverſteige⸗ 
rung erhält der Rechtsanwalt drei Zehnteile der vollen Gebühr: 

1. für die Vertretung bis zur Einleitung des Verteilungsverfahrens; 

2. für die Vertretung im Verteilungsverfahren. 

Der Vertreter des Antragſtellers erhält außerdem drei Zehnteile der vollen 
Gebühr für die Wahrnehmung der Verſteigerungstermine. 

Die Gebühr für die Vertretung im Verteilungsverfahren ſteht dem Rechts⸗ 
anwalt auch dann zu, wenn unter ſeiner Mitwirkung eine außergerichtliche Ver⸗ 
teilung ſtattfindet. 

Die Gebühren für die Vertretung des Gläubigers oder eines anderen Be⸗ 
rechtigten ($ I Nr. 1, 2 des Geſetzes über die Zwangsverſteigerung und die 
Zwangsverwaltung) beſtimmen ſich nach dem Werte des Rechtes, wenn jedoch 
der Wert des Gegenſtandes der Zwangsverſteigerung oder des Verteilungsver⸗ 
fahrens geringer iſt, nach dieſem; die neben einem Hauptanſpruche beſtehenden 
Anſprüche wegen der Koſten und Nebenleiſtungen bleiben unberückſichtigt. Im 
Falle der Vertretung eines anderen Beteiligten beſtimmen ſich die Gebühren nach 
dem Werte des Gegenſtandes der Zwangsverſteigerung oder des Verteilungs⸗ 
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verfahrens oder des Anteils des Vertretenen an dieſem Gegenſtande. Auf die 
Berechnung des Wertes des Gegenſtandes der Zwangsverſteigerung oder des Ver⸗ 
teilungsverfahrens finden die in Anſehung der Gerichtskoſten geltenden Vorſchriften 
Anwendung. N 

Beſchränkt ſich die Tätigkeit des Rechtsanwalts auf die Vertretung des 
Gläubigers in dem Verfahren bis zum Verſteigerungstermine, ſo iſt für die Ge⸗ 
bührenberechnung an Stelle des Wertes des Rechtes der Wert des Anſpruchs, 
wegen deſſen die Zwangsverſteigerung beantragt iſt, maßgebend, ſofern nicht die 
Wahrnehmung eines anderen Termins ſtattgefunden hat. 


Artikel 5. 

Für die Vertretung des Gläubigers, des Schuldners oder des Konkurs- 
verwalters im Verfahren der Zwangsverwaltung, einſchließlich des Verteilungs⸗ 
verfahrens, erhält der Rechtsanwalt jährlich zwei Zehnteile der vollen Gebühr 
nach dem Werte der jährlichen Einkünfte. Auf die Berechnung dieſer Gebühr 
finden die in Anſehung der Gerichtskoſten geltenden Vorſchriften entſprechende 
Anwendung. : 

Der Vertreter des Antragſtellers erhält außerdem drei Zehnteile der vollen 
Gebühr nach dem Werte der jährlichen Einkünfte; iſt ein Gläubiger der Antrag⸗ 
ſteller und iſt der Betrag der beizutreibenden Forderung und der miteinzuziehenden 
Zinſen geringer als der Wert der jährlichen Einkünfte, ſo iſt dieſer Betrag für 
die Gebührenberechnung maßgebend. 

Beſchränkt ſich die Tätigkeit des Rechtsanwalts auf die Vertretung in dem 
Verfahren wegen Anordnung der Zwangsverwaltung, ſo erhält er nur die im 
Abſ. 2 beſtimmte Gebühr. 

Artikel 6. 

Auf die Vergütung der Berufstätigkeit eines Rechtsanwalts in einem Ver⸗ 
teilungsverfahren außerhalb der Fälle der Zwangsverſteigerung oder der Zwangs⸗ 
verwaltung finden die Vorſchriften des Artikel 4 entſprechende Anwendung. Das 
Gleiche gilt für ein Verteilungsverfahren im Falle der Zwangsverwaltung, wenn 
der Rechtsanwalt einen anderen Beteiligten als den Gläubiger, den Schuldner 
oder den Konkursverwalter vertritt; für die Berechnung des Wertes wieder⸗ 
kehrender Leiſtungen iſt der Wert der Leiſtungen eines Jahres, für die Berech⸗ 
nung des Wertes des Gegenſtandes des Verteilungsverfahrens iſt der Wert der 
Einkünfte eines Jahres maßgebend. 


Artikel 7. 

Für die Vertretung eines Beteiligten im Verfahren der Zwangsliquidation 
einer Bahneinheit erhält der Rechtsanwalt drei Zehnteile der vollen Gebühr. 
Der Vertreter des Antragſtellers erhält außerdem drei Zehnteile der vollen Ge⸗ 
bühr für die Vertretung in der Verſammlung der Bahnpfandgläubiger. 

Auf die Wertberechnung finden die Vorſchriften des Artikel 4 Abſ. 4 ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 
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Artikel 8. 

Für Anträge, Erklärungen und Beſchwerden bei Behörden erhält der 
Rechtsanwalt zwei Zehnteile der vollen Gebühr. Für bloße Benachrichtigungen, 
Beſchleunigungsgeſuche, kurze Anzeigen und Schreiben ähnlicher Art kann dieſe 
Gebühr nur gefordert werden, falls nicht dem Rechtsanwalt in der gleichen An⸗ 
gelegenheit eine andere Gebühr zuſteht. 

Hat der Rechtsanwalt die einem Antrag oder einer Erklärung zu Grunde 
liegende Urkunde entworfen, ſo ſteht ihm die im §9 Abſ. 2 der Gebühren⸗ 
ordnung für Notare beſtimmte Gebühr zu, wenn ein das Sach- und Rechts⸗ 
verhältnis entwickelnder Vortrag erforderlich iſt und deſſen Einreichung von der 
Partei verlangt wird. 

Artikel 9. 

Für Schreiben an Privatperſonen erhält der Rechtsanwalt ein Zehnteil 
der vollen Gebühr. Für Schreiben, die rechtliche Ausführungen oder ſachliche 
Auseinanderſetzungen nicht enthalten, kann dieſe Gebühr nur gefordert werden, 
falls nicht dem Rechtsanwalt in der gleichen Angelegenheit eine andere Gebühr 
zuſteht. Für die der Einleitung eines Prozeſſes vorausgehenden Mahnungen, 
Kündigungen oder Schreiben ähnlicher Art kann eine Gebühr nicht gefordert 
werden, wenn dem Rechtsanwalte die Prozeßgebühr zuſteht. 

Auf Schreiben an den Auftraggeber, die eine Raterteilung oder ein Gut⸗ 
achten enthalten, finden die für dieſe Geſchäfte in den Artikeln 11, 16 gegebenen 
Gebührenvorſchriften Anwendung. Für andere Schreiben an den Auftraggeber 
kann eine Gebühr auch dann nicht gefordert werden, wenn ſie rechtliche Aus⸗ 
führungen oder ſachliche Auseinanderſetzungen enthalten, ſteht jedoch dem Rechts⸗ 
anwalt in der gleichen Angelegenheit eine andere Gebühr nicht zu, ſo iſt die im 
Abſ. 1 Satz 1 beſtimmte Gebühr zu erheben. 


Artikel 10. 5 

Für die Wahrnehmung eines Termins erhält der Rechtsanwalt drei Zehn⸗ 

teile der vollen Gebühr. Werden in derſelben Angelegenheit mehrere Termine 

wahrgenommen, ſo beträgt die Gebühr für den zweiten und für jeden weiteren 
Termin zwei Zehnteile der vollen Gebühr. 

Der Geſamtbetrag der Gebühren in derſelben Angelegenheit darf in einer 
Inſtanz die volle Gebühr nicht überſteigen. 


Artikel 11. 


Ein Zehnteil der vollen Gebühr erhält der Rechtsanwalt, falls nicht eine 
der in den Artikeln 8 bis 10 beſtimmten Gebühren anzuſetzen iſt, für die Er⸗ 
teilung eines Rates ſowie für eine Beſprechung. 


Artikel 12. 
Der Geſamtbetrag der in einer Angelegenheit nach den Artikeln 8, 9, 11 
anzuſetzenden Gebühren darf in einer Inſtanz die volle Gebühr nicht überſteigen. 
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Artikel 13. 

Auf die Anfertigung des Entwurfs eines Rechtsgeſchäfts und die Ver⸗ 
mittelung einer Auseinanderſetzung ſowie auf den Empfang, die Verwahrung 
und die Auszahlung von Geldern und Wertpapieren in Angelegenheiten, die nicht 
zur ſtreitigen Rechtspflege gehören, finden die für die Gebühren der Notare geltenden 
Vorſchriften entſprechende Anwendung. Die Herſtellung des Schreibwerkes und 
die Auslagen an Poſtgebühren werden nach den für die Notare geltenden Vor⸗ 
ſchriften vergütet. 

Der Betrag der Vergütung für die Anfertigung eines Entwurfs kann nur 
inſoweit abweichend durch Vertrag beſtimmt werden, als dies nach § 26 der 
Gebührenordnung für Notare zuläſſig iſt. 

Die §§ 21 bis 25 der Gebührenordnung für Notare finden auf Rechts⸗ 
anwälte keine Anwendung. 


Artikel 14. 

Iſt für das dem Rechtsanwalt übertragene Geſchäft eine Gebühr nicht 
beſtimmt, ſo erhält er eine unter entſprechender Anwendung der Vorſchriften der 
Deutſchen Gebührenordnung und dieſes Geſetzes zu bemeſſende Gebühr. Das 
Gleiche gilt, ſoweit für die begonnene oder vorbereitete Ausführung eines vor der 
vollſtändigen Ausführung erledigten Auftrags eine Gebühr nicht vorgeſehen iſt. 


5 Artikel 15. 

Für die Herſtellung des Schreibwerkes ſowie zum Erſatze der Poſtgebühren 
ſeiner Sendungen erhält der Rechtsanwalt Pauſchſätze, ſoweit Schreibwerk und 
Poſtſendungen innerhalb des Rahmens einer gebührenpflichtigen Tätigkeit vor⸗ 
kommen. 

Der einzelne Pauſchſatz beträgt 20 vom Hundert der zum Anſatze ge⸗ 
langenden Gebühr, in den Fällen der Artikel 4 bis 7 beträgt er mindeſtens 
2 Mark und höchſtens 30 Mark, im übrigen mindeſtens 1 Mark und höchſtens 
20 Mark. Der $ 7 Abſ. 2 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes findet Anwendung. 

Stehen dem Rechtsanwalt in derſelben Angelegenheit die nach den Artikeln 8 
bis 11 anzuſetzenden Gebühren mehrfach oder nebeneinander zu, ſo beträgt der 
Pauſchſatz von dem gemäß Artikel 10 und 12 zu berechnenden Geſamtbetrage 
der Gebühren mindeſtens 3 Mark und höchſtens 50 Mark. 

Neben den Pauſchſätzen ſtehen dem Rechtsanwalte Schreibgebühren zu: 

1. für die auf beſonderes Verlangen gefertigten Abschriften, 

2. für ein Schreibwerk, ſoweit es außerhalb des Rahmens einer gebühren⸗ 

pflichtigen Tätigkeit entſteht. 

Für die Höhe der im Abſ. 4 erwähnten Schreibgebühren ſind die Vor⸗ 
ſchriften des § 80 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes maßgebend. 

Der Anſatz der im § 79 Nr. 2 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes bezeich⸗ 
neten Gebühren wird durch den Pauſchſatz nicht ausgeſchloſſen. 
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Artikel 16. 

Die Vorſchriften der 98 2 bis 6, 8, 10 bis 12, 77 bis 86, 88, 93, 94 
der Deutſchen Gebührenordnung finden, ſoweit nicht ein anderes beſtimmt iſt, in 
den Fällen der Artikel 4 bis 14 entſprechende Anwendung. 

In den Fällen der Artikel 4 bis 7 finden auch die Vorſchriften der $$ 7, 
25, 26, 29 bis 32, 35, 36, 48 bis 51 der Deutſchen Gebührenordnung ent⸗ 
ſprechende Anwendung. Steht dem Rechtsanwalt in derſelben Inſtanz eine Ge⸗ 
bühr für den Antrag auf Eintragung einer Sicherungshypothek zu, ſo wird 
dieſe auf die im Artikel 4 Abſ. 1 Nr. 1, im Artikel 5 Abſ. 2 und im Artikel 7 
Abſ. 1 Satz 1 beſtimmten Gebühren angerechnet. 


a Artikel 17. 

Allgemeine Vorſchriften über die Vergütung für eine Tätigkeit, welche die 
Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft nicht vorausſetzt, ſind auch für die Rechts⸗ 
anwälte maßgebend. 

Artikel 18. 

Die Vorſchriften dieſes Abſchnitts treten gleichzeitig mit dem Bürgerlichen 
Geſetzbuch in Kraft. Für die vor dieſem Zeitpunkt erteilten Aufträge bewendet 
es bei den bisherigen Vorſchriften. i 


Zweiter Abſchnitt. 
Gebühren der Gerichtsvollzieher. 


Artikel 19. 

Die Vergütung für die Berufstätigkeit der Gerichtsvollzieher beſtimmt ſich, 
ſoweit fie nicht reichsgeſetzlich geregelt iſt, ausſchließlich nach den nachſtehenden 
Vorſchriften. 

Artikel 20. 


Die Deutſche Gebührenordnung für Gerichtsvollzieher findet Anwendung 
auf die nach den Vorſchriften der Deutſchen Prozeßordnungen auszuführenden 
Zwangsvollſtreckungen und Zuſtellungen in Angelegenheiten, welche vor beſondere 
Gerichte gehören oder durch die Deutſchen Prozeßordnungen nicht betroffen werden. 


Artikel 21. 

Auf die Gebühren der Gerichtsvollzieher für freiwillige Verſteigerungen, 
für Wechſelproteſte, für Siegelungen und Entfiegelungen ſowie für die Aufnahme 
von Vermögensverzeichniſſen finden die Vorſchriften der SF 19 Abſ. 3 bis 21, 
32, 47, 50, 51 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes Anwendung; ſoweit ver- 
ſchiedene Gebührenſätze für die Tätigkeit des Richters und die des Gerichts⸗ 
ſchreibers beſtehen, find die für Gerichksſchreiber geltenden Vorſchriften maßgebend. 

Außer den im Abſ. 1 bezeichneten Vorſchriften findet auch die Vorſchrift 
des $ 108 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes Anwendung, ſoweit fie ſich auf 
die Gebühr im Falle der Zurücknahme bezieht. 
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1 Artikel 22. 
Die Gebühr des Gerichtsvollziehers für die Beurkundung der Aufgabe des 
Geldes zur Poſt ($ 17 der Hinterlegungsordnung vom 14. März 1879, Ge 
feßfamml. S. 249) beträgt achtzig Pfennig. 


Artikel 23. 

Auf die Gebühren der Gerichtsvollzieher, welche nicht durch die Deutſche 
Gebührenordnung beſtimmt ſind, finden die § 12 bis 23 der Gebührenordnung 
und der im § 24 Nr. 2 der Gebührenordnung gemachte Vorbehalt entſprechende 
Anwendung. 

Artikel 24. 

Die im § 24 der Deutſchen Gebührenordnung vorbehaltenen Beſtimmungen 
erfolgen durch den Juſtizminiſter. 

Soweit den Gerichtsvollziehern Geſchäfte übertragen ſind oder in Zukunft 
übertragen werden, für welche die Gebühren nicht durch Geſetz beſtimmt ſind, 
erfolgt die Beſtimmung durch den Juſtizminiſter. Das Gleiche gilt in Anſehung 
der Gebühren für Zwangsvollſtreckungen und Zuſtellungen im Verwaltungs⸗ 
zwangsverfahren. 5 

Artikel 25. 
s Zu den dem Gerichtsvollzieher zu vergütenden baren Auslagen gehören 
auch die erforderlichen Stempel. 
Artikel 26. 
Die Zuſtellungsurkunden der Gerichtsvollzieher find ſtempelftei. 


Artikel 27. 
Die Vorſchriften dieſes Abſchnitts treten gleichzeitig mit dem Bürgerlichen 
Geſetzbuch in Kraft und finden auf alle zu dieſem Zeitpunkte noch nicht beendigten 
Geſchäfte, auch hinſichtlich der bereits geleiſteten Arbeiten, Anwendung. 


Dritter Abſchnitt. 
Schlußbeſtimmungen. 
Artikel 28. 
Aufgehoben werden vom Zeitpunkte des Inkrafttretens des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs an: 

1. das Ausführungsgeſetz zur Deutſchen Gebührenordnung für Rechts⸗ 
anwälte vom 2. Februar 1880 (Geſetzſamml. S. 43); 

2. die noch geltenden Vorſchriften des Ausführungsgeſetzes zum Deutſchen 
Gerichtskoſtengeſetz und zu den Deutſchen Gebührenordnungen für Ge⸗ 
richtsvollzieher und für Zeugen und Sachverſtändige vom 10. März 1879 
(Geſetzſamml. S. 145) mit Ausnahme des § 42; 
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3. das Geſetz, enthaltend Beſtimmungen über Gerichtskoſten und Gebühren 
der Gerichtsvollzieher, vom 21. März 1882 (Geſetzſamml. S. 129). 


Artikel 29. 
d Im bisherigen Geltungsbereiche des rheiniſchen Rechtes bleiben für die 
Gebühren der Gerichtsvollzieher in einem Verfahren nach der Subhaſtations⸗ 
ordnung für die Rheinprovinzen vom 1. Auguſt 1822 (Geſetzſamml. S. 195) 
die bisherigen Vorſchriften maßgebend. 


Bekanntmachung. 
Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzzamml. S. 357) find 
bekannt gemacht: 

1 das am 25. Juni 1910 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
wäſſerungsgenoſſenſchaft Königlich Szabienen zu Königlich Szabienen im 
Kreiſe Darkehmen durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Gum⸗ 
binnen Nr. 33 S. 332, ausgegeben am 17. Auguſt 1910, 

das am 25. Juni 1910 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
wäſſerungsgenoſſenſchaft Szielasken in Szielasken im Kreiſe Goldap durch 

das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Gumbinnen Nr. 33 S. 336, 

ausgegeben am 17. Auguſt 1910; 

3. der am 30. Juni 1910 Allerhöchſt vollzogene erſte Nachtrag zu dem 
Statute für die Entwäſſerungsgenoſſenſchaft zu Wollin i. Pom. im 
Kreiſe Uſedom⸗Wollin vom 30. April 1906 durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Stettin Nr. 32 S. 331, ausgegeben am 12. Auguſt 
1910 

4. das am 30. Juni 1910 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Drainage⸗ 
genoſſenſchaft Liſettenfeld in Schwönau im Kreiſe Friedland durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Königsberg Nr. 31 S. 329, 
ausgegeben am 4. Auguſt 1910; i 

5. das am 30. Juni 1910 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
wäſſerungsgenoſſenſchaft Liſſaken in Liſſaken im Kreiſe Johannisburg 

durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Allenſtein Nr. 30 S. 301, 

ausgegeben am 27. Juli 1910; 

6. das am 30. Juni 1910 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Rachlauer 
Wieſengenoſſenſchaft in Rachlau im Kreiſe Hoyerswerda durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Liegnitz Nr. 32 S. 231, ausgegeben am 
6. Auguſt 1910. 
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